
Element versehene Vertrag auch nur irgendeine „In
landsbeziehung“ auf, so kann man ihn „objektiv“ auch 
im Inland lokalisieren und damit den zwingenden Vor
schriften des eigenen Rechts unterwerfen. Weist er eine 
solche Inlandsbeziehung nicht auf, kann man ihn also 
auch nicht dem eigenen Recht unterwerfen, so ist er 
auch für das Monopolkapital ohne unmittelbares Inter
esse.

Der Grundsatz der „Lokalisierung nach objektiven 
Gesichtspunkten“, der die Schuldverhältnisse der 
Rechtsordnung unterwirft, „in der sie ihren Schwer
punkt“ haben, scheint also gerade für die Praxis der 
Gerichte im Imperialismus als Waffe gegen die kleinen 
Konkurrenten der Monopole prädestiniert zu sein. Die 
Betrachtung der Rechtsprechung zeigt jedoch, daß die 
„Parteiautonomie“ besonders nach d§m ersten Weltkrieg 
an Geltung noch gewann. Die Praxis des kapitalisti
schen Deutschland, Frankreichs, Englands und der USA 
steht eindeutig auf dem Boden der „Willensautonomie“.

Wie war das möglich? In demselben Maße, in dem im 
Innern der imperialistischen Länder die Eingriffe in das 
Wirtschaftsleben Zunahmen, in demselben Maße wurden 
die kleinen und mittleren Unternehmer, nicht zu reden 
von Handwerkern, aus dem Außenhandel verdrängt. 
Der auswärtige Handel wurde im wesentlichen zu einer 
Sache der Monopole. Gegen sie richteten sich aber die 
Verbotsgesetze grundsätzlich nicht; in ihrem Interesse 
waren sie ja gerade erlassen worden und, soweit sie 
sich formell auch auf die Monopole bezogen, mußte bei 
ihnen die Umgehung geduldet werden. Die „Partei
autonomie“ war daher im internationalen Wirtschafts
leben jetzt zu einer Waffe in der Hand der Monopole 
geworden. Man denke nur an die Formulare der inter
national tätigen Versicherungsgesellschaften, der Ban
ken, der monopolisierten Transportunternehmen und 
anderer Monopolisten3 * *).

Die Lehre von der „Parteiautonomie“ weist ferner 
den anderen Vorzug für die Monopole auf, daß, wenn 
sie der Gerichtsnraxis zugrunde gelegt wird, die Durch
brechung der Gesetzlichkeit viel leichter möglich ist. 
Die Auslegung eines meist noch nicht einmal geäußer
ten und daher fingierten Willens gestattet eine Willkür 
der Entscheidungen der imperialistischen Gerichte, die 
bei Anwendung der objektiven Kriterien nicht erreicht 
wird. Es nimmt nicht wunder, daß die bürgerlichen Ver
teidiger der „Parteiautonomie“ geradezu erhabene Töne 
gegen den Grundsatz der objektiven Lokalisierung 
finden, denn er nimmt nach ihrer Ansicht „dem Partei
willen seine Kraft und Herrlichkeit und erniedrigt ihn 
zu einem Werkzeug“. Trotz dieses unleugbaren Über- 
wiegens der „Willensautonomie“ in der Praxis der 
meisten kapitalistischen Länder bleibt aber die Tatsache 
bestehen, daß noch heute Ansichten geäußert werden, 
die auf der „Lokalisierung der Verträge nach objektiven 
Gesichtspunkten“ beruhen, und zwar von Ideologen, wie 
z. B. der Franzose Niboyet, unzweifelhaft stets die Inter
essen der Monopolbourgeoisie vertraten. Dies beruht 
darauf, daß eine Reihe zwingender Vorschriften sich 
auch unmittelbar gegen einzelne Monopolgruppen 
richtet, und zwar im Interesse der Gesamtheit der Mo
nopolisten oder im Interesse der jeweils stärkeren Mo
nopolkapitalisten. Die Vorschriften können sich auch 
gegen eine bestimmte ausländische Monopolgruppe 
richten. In diesem Zusammenhang sei nur an die De
visengesetzgebung, an die Aufhebung der Freizeich
nungsklauseln der großen Schiffahrtsmonopole u. a. er
innert. Außerdem sind natürlich die kleinen und mitt
leren Kapitalisten nicht vollständig von allen inter
nationalen Geschäften ausgeschlossen. Daß diese Fälle 
nicht theoretisch erdacht sind, beweist die Vielzahl der 
Entscheidungen, in denen auch auf dem Gebiet des 
Rechts der Schuldverhältnisse aus Verträgen der ordre 
public von den bürgerlichen Gerichten angewandt, also 
im konkreten Fall die Anwendung des von den Ver
tragspartnern vereinbarten Rechts abgelehnt wurde*).

3) Diese wahren Grundlagen der Lehre von der „Lokalisie
rung nach objektiven Gesichtspunkten“ sind von Lunz, a_a.O. 
S. 210 ff., herausgearbeitet und nachgewiesen worden.

*) Unsere Außenhandelsorgane müssen also auch auf diesem 
Gebiet stets mit der Anwendung der Vorbehaltsklausel 
rechnen! Das wird von Bedeutung sein für die Vorschläge, die 
dem Partner hinsichtlich der Entscheidung von Streitigkeiten 
aus dem Außenhandelskaufvertrag gemacht werden.

R a a p e stellt ausdrücklich den ordre public als Aus
gleich für die Ablehnung der objektiven Unterordnung 
der Verträge dar*). Die Rechtsprechung der imperialisti
schen Gerichte hat sich offenbar bisher damit begnügt.

Sie hat es sicher auch noch aus einem anderen 
Grunde getan; Die „Lokalisierung nach objektiven 
Merkmalen“ bedeutet, daß auf jeden Fall bei der Be
urteilung des Schuldverhältnisses, insbesondere des 
Außenhandelsvertrages, von einer bestimmten Rechts
ordnung ausgegangen wird. Die internationalen Mono
pole wollen aber schon seit Jahren selbst dieses Mini
mum an Gesetzlichkeit vermeiden. Deshalb fordern ihre 
juristischen Vertreter immer stärker, daß die Schuld
verhältnisse mit internationalem Element, unter ihnen 
natürlich in erster Linie die Außenhandelskaufverträge, 
aber auch z. B. Versicherungsverträge, Verträge über 
internationale Kartelle, Syndikate usw., nur nach kauf
männischen Gebräuchen, „aus dem Sinn und dem Zweck 
des Vertrages heraus“ oder unmittelbar auf der Grund
lage der „Allgemeinen Geschäftsbedingungen“ und in
ternationaler Formulare ausgelegt und geregelt werden 
sollen. Eine solche, das Diktat der Monopole im inter
nationalen Verkehr erleichternde Forderung hat aber 
nur dann Sinn, wenn die „Lokalisierung nach objek
tiven Gesichtspunkten“ abgelehnt wird. Auch daher die 
Zählebigkeit der Lehre von der „Parteiautonomie“6).

III
Gewisse Einschränkungen der „Parteiautonomie“ wer

den aber im allgemeinen auch dort angenommen, wo 
sonst der Grundsatz der Rechtswahl gilt. Insbesondere 
auf dem europäischen Kontinent wird nur die Wahl 
eines solchen Rechts als zulässig angesehen, das mit 
dem Vertrag in einer bestimmten Verbindung steht. So 
sah z. B. schon das — als kapitalistisches Recht entstan
dene — polnische Gesetz über das internationale Privat- 
recht aus dem Jahre 1926 vor, daß nur die Anknüpfung 
an das Recht des Wohnsitzes, des Abschlußortes, des Er
füllungsortes, des Lageortes, soweit sich der Vertrag 
auf eine Sache bezog, und das Recht des Staates, dem 
einer der Partner angehörte, möglich war. Ähnliche 
Einschränkungen fanden sich z. B. in der Rechtspre
chung des imperialistischen Reichsgerichts und bei den 
Vertretern .der bürgerlichen Lehre. Damit wird sicher
gestellt, daß ein sog. reiner Inlandsfall keinesfalls 
fremdem Recht unterstellt werden kann; d. h. die kleine 
und mittlere Bourgeoisie kann sich den inländischen, 
im Interesse der Monopolherren erlassenen Normen 
nicht durch die Vereinbarung eines fremden Rechts ent
ziehen. Die „Parteiautonomie“ wird dem Außenhandel, 
in dem die Monopolbourgeoisie alle wesentlichen Posi
tionen innehat, Vorbehalten. Die Beschränkung auf be
stimmte Rechte selbst in den Außenhandelsbeziehun
gen, die diese Lehre und Praxis gleichzeitig bedeutet, 
kann von den Monopolisten sehr leicht umgangen wer
den: sie schließen den Vertrag einfach in dem Lande 
ab, dessen Recht sie dem Vertrag zugrunde legen 
wollen, etwa in Liechtenstein.

Die englische Rechtsprechung hat allerdings seit jeher 
alle Einschränkungen der „Parteiautonomie“ abgelehnt, 
und auch Martin W o l f f ,  bei seiner Darstellung des in 
Deutschland geltenden internationalen Privatrechts um 
die Aufrechterhaltung dieser Einschränkungen bemüht, 
hat bei der Darstellung des in England geltenden inter
nationalen Privatrechts praktisch seinen Standpunkt ge
wechselt7)- Die Motive eines solchen Meinungsum
schwungs kommen bei ihm selbst ziemlich deutlich zum 
Ausdrude:

„In einigen Zweigen des Handels und Transports 
besteht die Tendenz zu einer internationalen Stan
dardisierung und Vereinheitlichung. Sie findet ihren

s>) Raape, a.a.O., S. 285.
0) Es hat auch nicht an Vorschlägen gefehlt, diese „moderne“ 

Lehre mit der „Lokalisierung nach objektiven Gesichtspunk
ten“ im Interesse des Monopolkapitals zu versöhnen, z. B. 
durch die getrennte Anknüpfung von zwingendem und disposi
tivem Recht. Es ist hier jedoch nicht der Ort, diese Bestre
bungen zu verfolgen, die bisher keinen Eingang in die kapi
talistische Gerichtpraxis gefunden haben.

7) vgl. dazu allerdings die letzte Auflage seiner Darstellung 
des Internationalen Privatrechts Deutschlands, S. 139, in der 
er, der Darstellung des englischen Rechts folgend, nunmehr 
in Deutschland die grundsätzlich beliebige Wahl des Obligati
onsstatuts für zulässig hält.
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